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Abstract 
In this paper the role of East-West German migration movement for the crisis of 

the GDR is analysed. A rapidly growing migrantion stream had already forced and 
deepened the crises of 1953 and 1961. Until 1961 there was an interaction of economic 
crises, certain political measures of the SED-leadership and attempts to limit freedom fo 
travelling to the Federal Republic. In 1961 only the construction of the Berlin Wall 
could give a base for the relative consolidation of the GDR as a second German state. 
The huge potential for outmigration and the underlying motives remained during this 
consolidation. The reform processes in the other East-European states in the eighties 
eroded the congruence of interests and the block-solidarity which supported the Berlin 
Wall since 1961. With the "Hungarian hole" in the Wall in 1989 a process started which 
inevitably led to the breakdown of the GDR political system. Among all the factors 
fostering the breakdown, the exponential growing migration was the most important. 

Zusammenfassung 
In diesem Beitrag wird die Rolle der Übersiedlung in die Bundesrepublik für die 

Krise der DDR 1989/90 analysiert. Der rasch anwachsende Übersiedlerstrom vertiefte 
und forcierte bereits die Krisen von 1953 und 1961. Dabei wirkten bis 1961 jeweils 
Versorgungskrisen, bestimmte gesellschaftspolitische Maßnahmen der SED-Führung 
und Versuche, die Reisefreiheit in die Bundesrepublik einzuschränken, zusammen. Nur 
durch den Bau der Mauer konnte die DDR sich als zweiter deutscher Staat relativ stabi­
lisieren. Die Existenz eines großen Übersiedler-Potentials und die potentiellen Motive 
für eine Übersiedlung blieben auch während der relativen Stabilisierung der DDR 
bestehen. Die Reformprozesse in anderen osteuropäischen Staaten in den 80er Jahren 
erodierten jedoch Interessenkongruenz und Blocksolidarität, die die Mauer wesentlich 
mit abstützten. 1989 wurde mit dem "ungarischen Loch" in der Mauer ein Prozeß in 
Gang gesetzt, der unweigerlich zur Auflösung der DDR als Staat führen mußte. Von 
den verschiedenen Prozessen, die die Mechanik des Zusammenbruchs des politischen 
Systems der DDR im Jahre 1989 vorantrieben, war die exponentiell anwachsende 
Übersiedlung der wichtigste. 



1. Einleitung1 

Der Verlauf und das Resultat der innenpolitische Krise der DDR in der zweiten 
Jahreshälfte 1989 waren für viele Beteiligte und Beobachter unerwartet. Das gilt auch 
für die daran anknüpfenden Ereignisse in der CSFR, Bulgarien und Rumänien. Ebenso 
wie die Französische Revolution, die russische Oktoberrevolution oder die Volksrevo¬
lution im Iran 1979 sind sie weder durch die herrschenden Regime in den Ländern 
selbst noch durch ausländische Beobachter vorausgesehen worden. Noch im Januar 
1989 hatte Erich Honecker verkündet: "Die Mauer wird ungeachtet des 'kraftvollen 
Auftretens' von Herrn Genscher und Herrn Shultz so lange bleiben, wie die 
Bedingungen nicht geändert werden, die zu ihrer Errichtung geführt haben. Sie wird in 
50 und auch in 100 Jahren noch bestehen bleiben, wenn die dazu vorhandenen Gründe 
noch nicht beseitigt .v/W. "(NEUES DEUTSCHLAND, 20.1.1989) 

In den 50er und 60er Jahren war der Zusammenbruch der osteuropäischen Regime 
von einem Teil der Osteuropa-Forscher immer wieder vorausgesagt worden. Seit den 
7Oer Jahren stellte die Osteuropa-Forschung zwar einerseits die Performanz- und Legi­
timationsdefizite der osteuropäischen Systeme fest, bestätigte jedoch andererseits deren 
kurz- und mittelfristige Stabilität. Für verschiedene sozialwissenschaftliche Disziplinen 
wirft der Zerfall der realsozialistischen Systeme in Osteuropa neue Fragen auf, deren 
Bedeutung auch über diese geographische Region hinausgeht. Begriffe wie z.B. Stabi­
lität und Instabilität, das Problem der Wirksamkeit von Repression und die ökono­
mische Performanz von Systemen müssen vor diesem Hintergrund erneut hinterfragt 
werden. Die Ereignisse in Osteuropa haben den Sozial Wissenschaften, aber auch der 
praktischen Politik, wieder einmal die Grenzen ihrer Vorhersagefähigkeit gezeigt. 

In der DDR war keine akute Wirtschafts- oder Versorgungskrise der Ausgangs­
punkt für den politischen Zusammenbruch. Die Mechanik des Zusammenbruchs wurde 
wesentlich durch die seit Sommer 1989 exponentiell zunehmende Übersiedlung von 
DDR-Bürgern in die Bundesrepublik vorangetrieben. Das hat mindestens zwei Ursa­
chen. Zum einen war das vorhandene Potential von Übersiedlungswilligen in der DDR 
der deutlichste Ausdruck für die Schwäche der DDR als Staat. Über die Größe dieses 
Potentials konnte man zu diesem Zeitpunkt nur sehr vage mutmaßen. Die Zahl der Aus­
reiseanträge war nur dem engsten Kreis der Macht in der DDR bekannt. Zum zweiten 

1 Dieses Paper ist die überarbeitete Version eines Beitrages für die 1. Demographische 
Konferenz der DDR im November 1989 unter dem Titel "DDR ohne Mauer ? Einige 
Überlegungen zur Übersiedlerbewegung DDR - Bundesrepublik Deutschland". Für kriti­
sche und zugleich konstruktive Hinweise dankt der Verfasser Wolf-Dieter Eberwein. 
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stellte die Öffnung der ungarischen Grenze für das Herrschaftssystem der DDR ein Pro­
blem dar, welches mit immanenten Mitteln nicht zu lösen oder zu neutralisieren war. 
Unter den gegebenen außenpolitischen Randbedingungen war schon Anfang September 
für die SED-Führung eine Situation entstanden, in der praktisch jede Handlungsoption 
die Krise noch weiter verschärfen würde. Nach der sogenannten "Wende" in der DDR 
und der Öffnung der Grenzen zur Bundesrepublik stieg die Übersiedlerbewegung erneut 
an. Bis dahin glaubten viele Menschen in der DDR und auch Beobachter im Ausland, 
daß mit der Einführung einer Perestroika in der DDR und der Gewährung der Reise­
freiheit die Krise überwunden werden könnte. Das Anhalten der hohen Übersiedlerzah­
len machte jedoch bald klar, daß die DDR als Staat nicht mehr zu stabilisieren war. 
Deshalb waren die anhaltend hohen Übersiedlerzahlen ein wesentliches Argument für 
eine beschleunigte Gangart zum Anschluß der DDR an die Bundesrepublik. Die am 1. 
Juli 1990 vollzogene Wirtschafts- Währungs- und Sozialunion war der entscheidende 
Schritt dazu. 

Aus heutiger Sicht trägt die analytische Aufarbeitung der Dynamik Übersiedlerbe­
wegung in die Bundesrepublik und ihrer Motive dazu bei, die Krise des realsozialisti­
schen Systems in der DDR besser zu verstehen. Sie vermittelt aber heute auch Hinweise 
auf die Erwartungen, die viele DDR-Bürger mit dem Anschluß an die Bundesrepublik 
verbinden. Diese Erwartungen und die in 40 Jahren DDR geprägten Erfahrungen und 
Haltungen sind eine wichtige Ausgangsbedingung für die politische und ökonomische 
Entwicklung eines vereinten Deutschlands. 

2. Zur Dynamik der Übersiedlung in 40 Jahren DDR-
Geschichte 

Offizielle statistische Quellen der DDR haben bis zur "Wende" keine expliziten 
Angaben zur Größe der Übersiedlung in die Bundesrepublik gemacht. Auch für die Zeit 
nach der Öffnung der Grenzen zur Bundesrepublik verfügt die DDR über keine verläß­
lichen eigenen Erhebungen zur Zahl der Übersiedler, denn nur ein Teil von ihnen mel­
dete sich vor ihrer Übersiedlung bei den DDR-Behörden ab.2 

2 So wurden z.B. 18 742 Übersiedlungen vom 9. bis 21. November 1989 durch die Volks­
polizei der DDR genehmigt und registriert.(Junge Welt, 22.11.1989) Im gleichen Zeit­
raum hatten sich nach Angaben des Bundesministeriums des Inneren 79 013 DDR-Bürger 
in Abnahmeverfahren gemeldet. Auf einen abgemeldeten DDR-Bürger kamen also vier 
in der Bundesrepublik angemeldete DDR-Bürger. 
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In der Bundesrepublik Deutschland wurden nach dem Inkrafttreten des Notauf­
nahmegesetzes vom 22. August 1950 die Übersiedler aus der DDR in den 
Notaufnahmelagern statistisch erfaßt. Dort sind von September 1949 bis zum 15. 
August 1961 2.7 Millionen Menschen registriert worden. (FLUCHT, 1961, S.15) Es 
wird geschätzt, daß zusätzlich noch mindestens eine Million Menschen aus der DDR in 
die Bundesrepublik gekommen sind, ohne in den Notaufnahmelagern erfaßt zu werden. 

Berechnet man aus den Angaben des Statistischen Jahrbuches der DDR das Wan­
derungssaldo, so kommt man für die meisten Jahre vor 1961 auf Werte, die um einige 
Zehntausend unter den Notaufnahmezahlen der Bundesrepublik liegen.(Vgl. Tab.l) In 
einzelnen Jahren bestehen weitaus höhere Differenzen, so für 1950 und 1964. Die Dif­
ferenz für 1950 erklärt sich durch eine Berichtigung der Zahlen im Zusammenhang mit 
der Volkszählung vom 31.8.1950. Insgesamt kann ein so berechneter Wanderungssaldo 
nur sehr ungenau Aufschluß zur Übersiedlung in die Bundesrepublik Deutschland 
geben. Zu viele Faktoren, z.B. die Rückkehr von Kriegsgefangenen, bleiben unberück­
sichtigt. 

Nach.der Volkszählung in der Bundesrepublik Deutschland von 1961 wurden die 
Schätzungen zur Übersiedlung aus der DDR noch einmal nach oben korrigiert. Dort 
wurden 5.9 Millionen Menschen erfaßt, die vor der Übersiedlung in die Bundesrepublik 
nach 1945 ständig oder zeitweilig ihren Wohnsitz auf dem Gebiet der heutigen DDR 
hatten (einschl. nachgeborene Kinder). Darunter waren jedoch auch 2.8 Millionen Um­
siedler aus ehemals Ost- und Westpreußen, der Tschechoslowakei usw. (FLUCHT, 
1965, S. 4) 

Es wäre halbwegs realistisch von über drei Millionen Menschen zu sprechen, die 
vor 1945 ihren ständigen Wohnsitz auf dem Gebiet der heutigen DDR hatten und bis 
August 1961 in die heutige Bundesrepublik übergesiedelt sind. Nach dem Bau der 
Mauer bis 1988 weist die Statistik des Bundesausgleichsamtes eine Gesamtzahl von 
616 066 Übersiedlern aus der DDR aus (Frankfurter Allgemeine Zeitung 21.10.1989). 
Im Jahre 1989 sind 343 854 Menschen aus der DDR in die Bundesrepublik 
übergesiedelt: die höchste Zahl in der Geschichte der DDR. Damit ergibt sich von 1949 
bis 1989 insgesamt ein Verlust von vier Millionen Menschen für die DDR. (Vgl. auch: 
Fleischer/Proebsting, 1989, S.585) Nach der Berechnung von Tab. 1 käme man anhand 
der DDR-Angaben auf ein Wanderungssaldo von 3.1 Millionen Menschen von 1950 bis 
1988, also auf eine ähnliche Dimension. 
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Tab. 1: Übersiedlung aus der DDR, 1949-89 
Bevölkerung Wanderungs- Über­ Diff. 

am Jahresende Geborene Gestorbene saldo 2) siedler 2) 
Jahr DDR - Zahlen BRD-Zahlen 
1949 18793282 274022 253658 129245 
1950 18360000 1) 303866 219582 -517566 197788 319778 
1951 18350128 310772 208800 -111844 165648 -53804 
1952 18300111 306004 221676 -134345 182393 -48048 
1953 18112122 298933 212627 -274295 331390 -57095 
1954 18001547 293715 219832 -184458 184198 260 
1955 17832232 293280 214066 -248529 252870 -4341 
1956 17603578 281282 212698 -297238 279189 18049 
1957 17410670 273327 225179 -241056 261622 -20566 
1958 17311707 271405 221113 -149255 204092 -54837 
1959 17285902 291980 229898 -87887 143917 -56030 
1960 17188488 292985 233759 -156640 199188 -42548 
1961 17079306 300818 222739 -187261 207026 -19765 
1962 17135867 297982 233995 -7426 21356 -13930 
1963 17181083 301472 222001 -34255 42632 -8377 
1964 17003632 291867 226191 -243127 41873 201254 
1965 17039717 281058 230254 -14719 29552 -14833 
1966 17071380 267958 225663 -10632 24131 -13499 
1967 17089884 252817 227068 -7245 19578 -12333 
1968 17087236 245143 242473 -5318 16036 -10718 
1969 17074504 238910 243732 -7910 16975 -9065 
1970 17068318 236929 240821 -2294 17519 -15225 
1971 17053699 1) 234870 234953 -14536 17408 -2872 
1972 17011343 200443 234425 -8374 17164 -8790 
1973 16951251 180336 231960 -8468 15189 -6721 
1974 16890760 179127 229062 -10556 13252 -2696 
1975 16820249 181798 240389 -11920 16285 -4365 
1976 16767030 195483 233733 -14969 15168 -199 
1977 16757857 223152 226233 -6092 12078 -5986 
1978 16751375 232151 232332 -6301 12117 -5816 
1979 16740324 235233 232742 -13542 12515 1027 
1980 16739538 245132 238254 -7664 12763 -5099 
1981 16705635 1) 237543 232244 -39202 15433 23769 
1982 16706096 240102 227975 -11666 13208 -1542 
1983 16709067 233756 222695 -8090 11343 -3253 
1984 16671327 228135 221181 -44694 40974 3720 
1985 16655219 227648 225353 -18403 24912 -6509 
1986 16639877 222269 223536 -14075 26178 -12103 
1987 16661423 225959 213872 9459 18958 -9499 
1988 16674632 215734 213126 10601 39845 -29244 
1989 ... ... 343854 
1) Ergebnisse von Volkszählungen vom 31.8.1950, 1.1.1971, 31.12.1981 
2) berechnet Quellen: Statistisches Jahrbuch der DDR, 1980 und 1988. Berlin; Die Flucht aus der 
Sowjetzone. Ursachen und Verlauf - die Eingliederung der Flüchtlinge. Hrsg. vom 
Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Geschädigte. Bonn 1965; 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 21.10.1989 
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Die DDR hat in ihrer 40 jährigen Geschichte also fast 20 Prozent ihrer Bevölkerung 
von 1949 an den anderen deutschen Staat verloren. In absoluter Betrachtung läßt sich 
die Übersiedlung zwischen den beiden deutschen Staaten mit der Bevölkerungsgröße 
Norwegens vergleichen. Bezogen auf die Bevölkerung der Bundesrepublik von 1950 
betrug die Übersiedlung aus der DDR acht Prozent.3 

Da es sich bei den Übersiedlern vor allem um junge Menschen handelte, veränderte 
dieser Prozeß die Altersstruktur der beiden deutschen Staaten. In der DDR sank der 
Anteil der Personen im arbeitsfähigen Alter und der Frauen im fortpflanzungsfähigen 
Alter. LUNGWITZ gibt für die Zeit vom 1.1.1951 bis 31.1.1961 einen Verlust von 
280 000 Lebendgeburten für die DDR als Folge der Übersiedlung an. (LUNGWITZ, 

Abb.1: Jährliche Übersiedlung 1949-89 
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1974, S.73) 
Die jährliche Entwicklung der Übersiedlerzahlen von 1949-1989 zeigt Abb. 1. Die 

größten Übersiedlerzahlen vor dem Bau der Mauer waren im Jahr 1953; auf die Ur­
sachen wird noch einzugehen sein. Nach dem Rückgang von 1954 stiegen die Über­
siedlerzahlen bis 1956 wieder an. In der Phase des Rückganges von 1957 bis 1959 
fielen die Übersiedlerzahlen auf das bis dahin niedrigste Niveau von 144 000 Menschen 
in einem Jahr. 1960 stieg die Übersiedlung jedoch wieder über das Niveau von 1952 

3 Von 1950 bis Ende 1988 sind zusätzlich 1.6 Millionen Aussiedler deutscher Nationalität 
aus Osteuropa in die Bundesrepublik gekommen. 
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oder 1954 an. 1961 hatten bis Anfang August bereits über 100 000 DDR-Bürger ihrer 
Heimat den Rücken gekehrt. 

Bis 1950 waren die Übersiedlungsbewegungen nach Westdeutschland kein beson­
ders erklärenswertes Phänomen. Sie ordneten sich in die Umsiedlungen und Wan­
derungsbewegungen der Nachkriegszeit ein.4 Es hat in dieser Zeit auch eine nennens­
werte Wanderungsbewegung vom Gebiet der Bundesrepublik in die DDR gegeben.5 

Auch für die ersten Jahre danach konnte die Führung der SED einen erheblichen 
Teil der Übersiedlung in die Bundesrepublik Deutschland damit erklären, daß einige 
Menschen in der DDR - möglicherweise durch die Nachwirkung der faschistischen 
Ideologie beeinflußt - für sich in einem konsequent antifaschistischen und später "real 
sozialistischen" Staat keine Perspektive sahen. Diese Erklärung verlor jedoch immer 
mehr an Bedeutung. Seit Mitte der 50er Jahre bis 1961 waren durchschnittlich 50 Pro­
zent der Übersiedler unter 25 Jahren alt. (FLUCHT, 1961, S. 16) 

Der Anstieg der Übersiedlerzahlen 1960 und 1961 machte wahrscheinlich für die 
Führung der SED deutlich, daß die offene Grenze zum anderen deutschen Staat bereits 
mittelfristig die Existenz der DDR als Staat bedrohen würde. Die Extrapolation einer 
durchschnittlichen Übersiedlerzahl von 200 000 Menschen jährlich hätte 1971 die 
DDR-Bevölkerung auf 15 Millionen und 1981 auf 13 Millionen Menschen schrumpfen 
lassen. 

Es erscheint sinnvoll bei der Erklärung der Konstanz des Übersiedler-Potentials 
und der monatlichen Schwankungen zwischen der Wirkung säkularer Faktoren und 
Motive und der Wirkung einzelner Ereignisse und politischer Entscheidungen der 
Ulbricht-Führung zu unterscheiden. Die säkularen Ursachen werden in Abschnitt II. be­
sprochen. Im folgenden wird exemplarisch an zwei innenpolitischen Krisen der DDR -
1953 und 1961 - der Einfluß der Übersiedlung unter den Bedingungen der offenen 

Grenze zur Bundesrepublik dargestellt. 

Ein Bild der monatlichen Übersiedlerzahlen gibt Abb. 2. 

4 Von 1945 bis zum offiziellen Ende der Ausweisung und Umsiedlung aus den Gebieten 
des ehemaligen Deutschen Reiches 1950 kamen fast elf Millionen auf das heutige Gebiet 
der beiden deutschen Staaten. (MARSCHALCK, 1984, S. 86) 

5 Hardach gibt 500 000 Menschen an. (HARDACH, 1976, S. 136) 
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Die "Fieberkurve" der monatlichen Übersiedlerzahlen von 1949 - 1961 ist vor allem 
durch drei Faktoren beeinflußt worden: 

zeitweisen Verschlechterungen der wirtschaftlichen Lage und des Lebens­
niveaus, 
bestimmten wirtschafts- oder gesellschaftspolitischen Maßnahmen der DDR-
Regierung, die von einzelnen sozialen Gruppen als nachteilhaft erlebt wurden, 
und von 
Versuchen, die Reisefreiheit und Freizügigkeit in die Bundesrepublik 
Deutschland einzuschränken. 

Das Zusammenspiel aller drei Faktoren war in der ersten Jahreshälfte 1953 ein 
wesentliches Moment für die bis 1989 höchsten monatlichen Übersiedlerzahlen. In der 
Volkswirtschaft der DDR war Anfang 1953 eine angespannte Lage entstanden. Im I. 
Quartal waren die Wirtschaftspläne nicht erfüllt worden und die Versorgung der Bevöl­
kerung mit Lebensmitteln und Konsumgütern hatte sich erheblich verschlechtert. 

Auf der 2. Parteikonferenz der SED im Juli 1952 wurde der "Aufbau des Sozialis­
mus" beschlossen. Dieser Generallinie folgend wurde die Kollektivierung der Landwirt­
schaft Ende 1952 forciert. Von Dezember 1952 bis Ende März 1953 stieg die Zahl der 
LPG's von 1 906 auf 3 789. (DOERNBERG, 1964, S. 224) Parallel dazu wurden ver­
stärkt Ablieferungsrückstände von Bauern eingetrieben. Es kam zu einem Anstieg der 
bäuerlichen Übersiedlung in den anderen deutschen Staat. Die Zahl von Übersiedlern 
aus bäuerlichen Berufen stieg von 1952 bis 1953 auf das dreifache, ihr Anteil an den 
Übersiedlern insgesamt erhöhte sich von 7.5 Prozent auf 11.9 Prozent.(FLUCHT, 1961, 
S. 17) Die Übersiedlung von 40 000 Bauern und die Anfangsschwierigkeiten in vielen 
neugegründeten LPG'S trugen wiederum zur Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Lage 1953 bei, ebenso wie wirtschaftliche Störversuche aus der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Auch andere Maßnahmen der SED-Führung, wie der Ausschluß eines Teils der 
selbständigen Handwerker von den Lebensmittelkarten und die Erhöhung der Steuer­
sätze, wurden von verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen als eine Verschlechterung 
und Zurücksetzung empfunden. Seit Dezember 1952 waren die monatlichen Über­
siedlerzahlen in die Bundesrepublik ständig gestiegen. Am 25. Februar wurden Er­
schwernisse im innerdeutschen Reiseverkehr wirksam, mit denen die SED-Führung ver­
suchte, die Übersiedlung zu dämpfen. Das Gegenteil trat ein. In der Folge verdoppelten 
sich die Übersiedlerzahlen im März fast gegenüber dem Vormonat: mehr als 58 000 
Menschen verließen die DDR. 
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Mit der Verkündung des Neuen Kurses am 9. Juni 1953 konnten zwar die Ereig­
nisse vom 17. Juni nicht mehr verhindert werden, die Umsetzung des Neuen Kurses ließ 
danach jedoch die Übersiedlung wieder stark zurück gehen. Im Juli 1953 war die Zahl 
der Übersiedler wieder auf den Stand von November 1952 gefallen: 17 000 Menschen. 
Die Maßnahmen des Neuen Kurses waren auf eine rasche Verbesserung des Lebens­
niveaus für die ganze Bevölkerung gerichtet und rückten auch in der Wirtschafts- und 
Gesellschaftspolitik der SED die "Überspitzungen" der vorhergehenden Monate 
zurecht. (DOERNBERG, 1964, S. 233; GESCHICHTE DER SED, 1978, S. 294) So 
wurde z.B. einigen Bauern die Möglichkeit eingeräumt, aus LPGen wieder auszutreten; 
einige der am Jahresanfang gegründeten LPG's wurden wieder aufgelöst. Eine wesent­
liche Unterstützung der Politik des Neuen Kurses und der Stabilisierung der wirtschaft­
lichen Situation in der 2. Jahreshälfte 1953 war zunächst die Verringerung der Repara­
tionszahlungen an die Sowjetunion und im August 1953 ihre Einstellung. 

Zu keinem Zeitpunkt nach 1953 wirkten sich die genannten drei Faktoren gleich­
zeitig und im Zusammenspiel so verhängnisvoll für die innenpolitische Stabilität der 
DDR aus wie im ersten Halbjahr dieses Jahres. Die Wirkung einzelner Momente läßt 
sich auch für andere Jahre beobachten. So trugen z.B. Einschränkungen im inn­
erdeutschen Reiseverkehr für bestimmte Personengruppen (u.a. Studenten, Lehrer) im 
Jahre 1957 zu einem Anstieg der Übersiedlung in der 2. Jahreshälfte bei. 

1960/61 entstand eine Situation, die in gewisser Weise Ähnlichkeiten mit der 
Konstellation für die Übersiedlungswelle von 1953 hatte. Parallel zu den ehrgeizigen 
Zielstellungen der KPdSU unter Chruschtschow stellte die SED auf dem V. Parteitag 
1959 das Ziel "... die Volkswirtschaft innerhalb weniger Jahre so zu entwickeln, daß die 
Überlegenheit der sozialistischen Gesellschaftsordnung gegenüber der kapitalistischen 
Herrschaft umfassend bewiesen wird. Deshalb muß erreicht werden, daß der Pro-Kopf-
Verbrauch der werktätigen Bevölkerung an allen wichtigen Lebensmitteln und Kon­
sumgütern höher liegt als der Pro -Kopf- Verbrauch der Gesamtbevölkerung in West-
deutschland."(DOKUMENTE DER SED VII., S. 259) Mit dem im Oktober 1959 
beschlossenen Siebenjahresplan wurde quasi per Gesetz als konkreter Zeitpunkt für das 
Einholen und Überholen der Bundesrepublik Deutschland Ende 1961 verbindlich 
gemacht. Mit dieser voluntaristischen Zielstellung war die Wiederholung einiger Ab­
läufe von 1952/53 so gut wie vorprogrammiert. 

Wie Ende 1952 wurde Anfang 1960 eine Beschleunigung der Kollektivierung der 
Landwirtschaft, ein "sozialistischer Frühling in der Landwirtschaft", forciert. Anfang 
1960 stieg in fünf Monaten die Gesamtzahl der LPG'S von 10 465 auf 19 261, der An­
teil dieser Eigentumsform stieg von 45.1 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
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auf 84.2 Prozent. Über 500 000 Bauern waren in den ersten drei Monaten 1960 in die 
bereits bestehenden oder neu gegründeten LPG eingetreten, z.T. unter massivem Druck. 
(DOERNBERG, 1964, S. 392) Gemessen an dieser Zahl waren die 14 000 bäuerlichen 
Übersiedler in die Bundesrepublik Deutschland 1960 (FLUCHT, 1961, S. 17) eine 
Minderheit, obwohl auch ihr Weggang einen Verlust für die Republik darstellte. 

Einen gewissen Beitrag zum Einholen der Bundesrepublik bis Ende 1961 sollte der 
Anstieg der Arbeitsproduktivität erbringen, der durch einen beschleunigten Übergang 
zu Produktionsgenossenschaften des Handwerkes anvisiert wurde. Auch hier verließen 
viele betroffene Handwerker die DDR. Anfang 1961 kam es zu einer Verschlechterung 
der Versorgungslage, verschiedene Lebensmittel wurden vorübergehend wieder ratio­
niert. Einen erheblichen Anteil an den wirtschaftlichen Schwierigkeiten der DDR hatte 
auch die Aufkündigung des Handelsabkommens zwischen den beiden deutschen 
Staaten durch die westdeutsche Regierung im September 1960. 

Zusammen mit einer Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage und des Lebens­
niveaus und mit einzelnen wirtschafts- oder gesellschaftspolitischen Maßnahmen der 
DDR-Regierung, die von bestimmten sozialen Gruppen als nachteilhaft erlebt wurden, 
fehlten 1961 nur noch Versuche der DDR-Regierung, die Freizügigkeit in die Bundes­
republik Deutschland weiter einzuschränken, um die Konstellation des 1. Halbjahres 
1953 zu reproduzieren. 

Die Übersiedlerbewegung von 13 000 bis 16 000 Menschen monatlich erfolgte zu 
diesem Zeitpunkt fast ausschließlich über Berlin. Mit den genannten Vorzeichen und 
unter den Bedingungen eines angeheizten Kalten Krieges mußte die Führung der SED 
eine Wiederholung der Ereignisse von 1953 befürchten, (wirtschaftliche Probleme -> 
Zunahme der Übersiedlung -> innenpolitische Destabilisierung)6 Sie suchte nach 
Möglichkeiten, ein entscheidendes Moment der Destabilisierung zu stoppen: die 
"Republikflucht" über Berlin. Einen Versuch in diese Richtung enthielt auch der am 6. 
Juli 1961 von der Volkskammer der DDR beschlossene Deutsche Friedensplan. Danach 
wäre im Zusammenhang mit der Verwandlung Westberlins in eine entmilitarisierte, 
neutrale Stadt der Flugverkehr in die Bundesrepublik über Schönefeld umgeleitet wor­
den. Dies hätte Westberlin als Weg für die permanente, nicht von DDR-Behörden 
genehmigte Übersiedlung blockiert. 

6 Dabei befürchtete die SED-Führung, daß es bei einem ähnlichen Verlauf der Ereignisse 
auch zu einer militärischen Konfrontation mit der Bundesrepublik kommen könnte. Der 
Ton politischer Verlautbarungen aus der Bundesrepublik und von den Westmächten 
konnte die Führung der DDR und der anderen sozialistischen Staaten nur darin bestärken. 
Sie fürchteten eine akute Bedrohung des Friedens in Mitteleuropa als Folge einer 
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Nachrichten über diesen Versuch, das "Schlupfloch" Westberlin zu stopfen, erfuh­
ren durch die westlichen Medien einen Multiplikatoreffekt. Die Furcht vor einer 
weiteren Beschränkung der Reisefreiheit in die Bundesrepublik Deutschland - der dritte 
Faktor - wurde erheblich verstärkt7: im Juli schnellten die Übersiedlerzahlen auf über 
30 000 hoch. Für die nächsten Monate waren noch höhere Zahlen zu befürchten. Für 
den Bestand der DDR als Staat war eine gefährliche Situation entstanden. Die Reaktion 
darauf war der Bau der Mauer. 

In der Erklärung der Regierungen der Warschauer Vertragsstaaten vom 13. August 
1961 zum Bau der Mauer wurde die Unterbrechung des Übersiedlerstroms explizit nicht 
erwähnt. Statt dessen wurde die von Westberlin ausgehende "Wühltätigkeit" der West­
mächte und der Bundesregierung in den Mittelpunkt gestellt, die die Westberliner 
Grenze für ihre "heimtückischen Wühlzwecke" ausgenutzt hätten. (NEUES 
DEUTSCHLAND, 13.8.1961) 

Zweifellos haben Faktoren wie die verbreitete Währungsspekulation, mehr als 
50 000 Grenzgänger, und Aktivitäten des Kalten Krieges, die von Westberlin ausgin­
gen, auch, zur ökonomischen und politischen De Stabilisierung der DDR beigetragen. Es 
ist jedoch klar, daß der wichtigste Zweck der Mauer die Unterbrechung des anschwel­
lenden Übersiedlerstroms gewesen ist. Diese Tatsache wurde in der DDR-Ge­
schichtsschreibung wie auch in den Erinnerungen von Erich Honecker (HONECKER, 
1981) bisher heruntergespielt. 

Der Bau der Berliner Mauer - das Stopfen des "Schlupfloches" - gab der DDR die 
Möglichkeit der wirtschaftlichen und ökonomischen Konsolidierung als deutscher Staat. 
Selbst wenn man von der akuten Krise Anfang August 1961 absieht, ist sehr zu bezwei­
feln, ob die internationale völkerrechtliche Anerkennung der DDR und der ökono­
mische und soziale Fortschritt in den 70er Jahren mit jährlich um 200 000 Übersiedlern 
in den 60er Jahren möglich gewesen wären. 

Die historische Chance, nach dem Bau der Mauer mit der Konsolidierung der DDR 
die Ursachen für die Übersiedlerbewegung abzubauen und danach auf eigene Initiative 
die Grenze zur Bundesrepublik Deutschland wieder völlig zu öffnen, ist jedoch von der 

Destabilisierung der DDR - den Versuch eines "Roll back" durch den Westen. Dabei 
spielte auch der weltpolitische Kontext außerhalb Europas - die Kuba-Krise - eine Rolle. 

7 Daran konnte auch die Versicherung Walter Ulbrichts vom 15. Juni 1961 ("Niemand hat 
die Absicht eine Mauer zu errichten."; NEUES DEUTSCHLAND, 16.6.1961) nichts 
ändern. 
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Abb. 3: Struktur der Ubersiedlung 1961 -1988 
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Daten: Frankfurter Allgemeine Zeitung 21.10.89 

Führung der SED offenbar zum Teil verspielt worden. Wie groß diese Chance tatsäch­
lich war, ist heute nicht mehr genau zu bestimmen.8 

Nach 1961 sanken die Übersiedlerzahlen auf zumeist weniger als 15 000 Menschen 
jährlich. 1963 und 1964 wurde eine überdurchschnittlich hohe Zahl von Familien­
zusammenführungen von der DDR-Behörden genehmigt. Über 380 000 Menschen sind 
von 1961 bis 1988 nach Genehmigung ihres Ausreiseantrages übergesiedelt. (Vgl. Abb. 
3) Knapp 164 000 Menschen sind illegal über andere Länder in die Bundesrepublik 
Deutschland gelangt. Mehr als 40 000 Menschen aus der DDR sind in diesem Zeitraum 
nach westdeutschen Statistiken über die befestigte Staatsgrenze in die Bundesrepublik 
Deutschland gelangt. Schließlich sind in diesen 27 Jahren knapp 30 000 Menschen aus 
Haftanstalten der DDR in die Bundesrepublik entlassen worden, viele davon waren 
wegen versuchter "Republikflucht" verurteilt worden. Diese einzelnen Ströme addieren 
sich zu der Summe von mehr als 600 000 Übersiedlern zwischen 13.8.1961 und Ende 
1988. 

Die relativ hohen Zahlen genehmigter Übersiedlungen in den Jahren 1984, 1988 
und im ersten Halbjahr 1989 sind als Versuch des Abbaus der den DDR-Behörden vor­
liegenden Ausreiseanträge interpretiert worden. Die Gesamtzahl vorliegender Aus­
reiseanträge ist von der DDR bisher nicht veröffentlicht worden. In der Bundesrepublik 

8 Bei dem Versuch einer historischen Neubewertung dieser Phase müßte man auch ver­
suchen den tatsächlichen Entscheidungsspielraum der Führung der SED - mit Blick auf 
den großen Bruder Sowjetunion - zu bestimmen. Ebenso wären die inneren Strukturen der 
SED, insbesondere der Einfluß der Parteibasis auf die Entscheidungen der Ulbricht-
Führung zu bedenken. 
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wurde 1989 über eine Zahl von 500 000 Ausreiseanträgen spekuliert, die 1.5 Millionen 
Menschen betreffen würden. 

In einer streng geheime Analyse des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) von 
1989 zur "... ständigen Ausreise von Bürgern der DDR nach der BRD und Westberlin 
sowie des ungesetzlichen Verlassens der DDR in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 
1989" wurde die Gesamtzahl der zum 30.6.1989 vorliegenden und noch nicht entschie­
denen Ausreiseanträge mit 87 535 angegeben.(MITTER/WOLLER, 1990, S. 84) Das 
tatsächliche Ausreisepotential - die Zahl der Menschen, die eine offene Grenze zur 
Übersiedlung in die Bundesrepublik genutzt hätten - war bedeutend höher. Antragsteller 
auf Ausreise mußten in der mehrjährigen Wartezeit vielfältige Zurücksetzungen und oft 
auch den Verlust des Arbeitsplatzes erwarten. Allein im November 1989 ist fast die 
doppelte Zahl von DDR-Bürgern übergesiedelt. 

3. Die Motive der Übersiedler 
In der Forschung zur zwischenstaatlichen Migration ist es üblich, Push- und Pull-

Faktoren zu unterscheiden. In der traditionellen neoklassischen Sicht sind es vor allem 
erwartete Unterschiede im Realeinkommen, die Menschen dazu veranlassen in einen 
anderen Staat zeitweilig oder ständig auszuwandern.(Straubhaar, 1988) Die zeit­
genössische Interpretation in der Bundesrepublik hat für die Übersiedler aus der DDR 
bis in die jüngste Zeit vor allem politische Motive unterstellt. Darin wurde auch eine 
Bestätigung der Attraktivität und Überlegenheit des politischen Systems und der Insti­
tutionen der Bundesrepublik gesehen. Im folgenden werden einige empirische Befra­
gungsergebnisse zusammengestellt und interpretiert. 

In den Notaufnahmelagern der Bundesrepublik wurden die Übersiedler aus der 
DDR nach ihren Motiven befragt. Die Methode des Herangehens und die gestellten 
Fragen waren jedoch erheblich durch die Atmosphäre und die Lexik des Kalten Krieges 
geprägt. Eine Veröffentlichung des Bundesministeriums für Gesamtdeutsche Fragen 
von 1961 führt als nichtökonomische Motive u.a. auf (FLUCHT, 1961): 

Familienzusammenführung 
"Einschränkung der allgemeinen Grund- und Menschenrechte" 
"Einengung der persönlichen Lebenssphäre und der Bewegungsfreiheit", 
"aufgezwungene gesellschaftspolitische Betätigung, Aufmärsche, Versamm­
lungen usw." 
"Schwinden der Aussicht auf eine baldige Wiedervereinigung" 
'"Torschlußpanik' in Zeiten politischer Hochspannung". 

13 



Als ökonomische Motive werden genannt: 
"unzureichender Lohn" 
"schlechte Wohnverhältnisse" 
"Enteignung" 
"Versorgungsmängel" 
"systembedingte Schwierigkeiten im Beruf und "Ärger mit Vorgesetzten, wo­
bei ein reguläres, 'legales' Ausweichen vor solchen Schwierigkeiten in den 
seltensten Fällen möglich sei". 

Im Juli 1961 wurden 2810 Übersiedler im Notaufnahmeverfahren nach den aus­
lösenden Motiven befragt.9 (FLUCHT, 1961, S.21f) Die fünf am häufigsten genannten 
einzelnen Gründe waren: 
1. "Aufforderung zu 'gesellschaftspolitischer' Betätigung" 528 mal 
2. "Familienzusammenführung", 343 mal 
3. "Wunsch nach besseren Einkommens- und Wohnungsverhältnissen", 205 mal 
4. "Verstöße gegen das Paßgesetz", 140 mal 
5. "Konflikte im Zusammenhang mit der Kollektivierung (LPG, PGH) oder der 

staatlichen Beteiligung, 136 mal. 

Nach Gruppen von Motiven zusammengefaßt10 ergibt sich aus der Veröffentli­
chung des Bundesministeriums für Gesamtdeutsche Fragen folgendes Bild: 

Tab. 2: Ausreisemotive von 2810 Übersiedlern, 1961 
Motivgruppen Anteil verschiedener Motivgruppen 

- "Gewissensnotstände, Verkürzung von Grundrechten" 11,7 
- "Ablehnung von Aufträgen und Anforderungen der Partei 

des Regimes, der Massenorganisationen usw. 29 
- "politische Gründe sonstiger Art" 13,4 
- "wirtschaftliche Gründe" 20,2 
- "familiäre und persönliche Gründe" 19,9 
- "sonstige Gründe" 5,8 

Quelle: FLUCHT, 1961, S. 21f 

9 Allein der Zeitpunkt der Befragung schränkt die Verallgemeinerungsfähigkeit der Ergeb­
nisse ein. Auch die Frage nach nur einem wichtigsten auslösenden Grund dürfte nach 
heutigem Verständnis Methodenkritik von Soziologen und Demoskopen herausfordern. 

10 Hier wird die Zusammenfassung der zitierten Quelle mit einer Ausnahme wiedergegeben. 
Der Einzelgrund "Wunsch nach besseren Einkommens- und Wohnungsverhältnissen" ist 
in der Quelle dem Komplex "Familiäre und persönliche Gründe" zugeordnet. Hier wurde 
er dem Komplex "Wirtschaftliche Gründe" zugeordnet. 
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Streicht man die Lexik des Kalten Krieges weg, so bleibt zunächst die Feststellung, 
daß im Selbstverständnis der Übersiedler sehr unterschiedliche Motive, und wahr­
scheinlich auch mehrere Motive gleichzeitig, auslösend waren. Dabei haben sowohl 
ökonomische wie persönliche Gründe, aber auch die politisch motivierte Ablehnung der 
DDR ein Rolle gespielt. 

1984 wurde von dem Wuppertaler Politologen Volker Ronge eine Befragung von 
ca. 500 Übersiedlern aus der DDR durchgeführt.11 Ronge hatte in der Befragung zu den 
Motiven der Ausreise nach "wesentlichen Gründen" gefragt und Mehrfachnennungen 
ermöglicht. 

Tab. 3: Ausreisemotive von ca. 500 DDR-Übersiedlern, 1984 
Motiv Anteil der befragten Übersiedler, 

der dies als einen "wesentlichen 
Grund" benannte 

fehlende Meinungsfreiheit 71 
politischer Druck 66 
beschränkte Reisemöglichkeiten in andere Länder 56 
schlechte Versorgungslage 46 
fehlende oder ungünstige 
Zukunftsaussichten 45 
verwandtschaftliche Beziehungen zu Bundes­
bürgern, "Familienzusammenführung" 36 
"einen neuen Anfang machen" 28 
ungünstige berufliche Entwick­
lungsmöglichkeiten 21 

Quelle: Ronge, Volker: Von drüben nach hüben. DDR-Bürger im Westen. Wuppertal 
1984, S.18 

Er weist zurecht darauf hin, daß die Motivation sich vom Zeitpunkt der Beantra­
gung der Ausreise bis zum Zeitpunkt der Ausreise oft verändert hat. Die Antragsteller 
haben in der Phase des - oft jahrelangen - Wartens auf die Genehmigung ihrer Ausreise 
spezifische soziale Erfahrungen gemacht. So erfuhr nur knapp die Hälfte der befragten 
Übersiedler keine Veränderung in der beruflichen Situation. Häufig war mit dem er­
zwungenen Wechsel der Arbeitsstelle nach dem Ausreiseantrag auch eine Verschlechte-

11 1984 war zum ersten Mal seit vielen Jahren eine größere Zahl von Ausreiseanträgen 
durch die Behörden der DDR genehmigt worden. Die Anzahl genehmigter Übersied­
lungen in die Bundesrepublik war 1984 gegenüber dem Durchschnitt der fünf vorherge­
henden Jahre fast viermal so groß. Damit war auch die Zusammensetzung der Übersiedler 
1984 nach Alters- und Sozialstruktur etwas "repräsentativer" für das in der DDR vorhan­
dene Ausreise-Potential als die der Vorjahre. In den vorhergehenden Jahren fiel ein rela­
tiv großer Teil der genehmigten Übersiedlungen auf Rentner. 
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rang der Einkommens Situation verbunden. Viele Antragsteller fühlten auch negative 
Veränderungen im privat-sozialen Bereich, in der Behandlung ihrer Kinder in der 
Schule durch Lehrer usw. 

Die Untersuchung von Volker Ronge - 23 Jahre nach der Befragung im Juli 1961 -
bestätigt das Nebeneinanderbestehen von ökonomischen und nichtökonomischen 
Motiven bei den Übersiedlern. Bei einer Folgeuntersuchung (HILMER/KÖHLER 
1989, S. 1385) wurden die von Ronge ermittelten Werte erneut bestätigt. 

Befragungen und empirische Untersuchungen aus der DDR zu den säkularen Moti­
ven der Übersiedler sind bis zur "Wende" nicht bekannt geworden. In den 1990 veröf­
fentlichten Befehlen und Lageberichten des MfS aus dem Jahre 1989 sind jedoch einige 
Dokumente auch zur Analyse der Übersiedlerbewegung enthalten. 

Eine Analyse des MfS zu den Motiven für Ausreiseanträge und "ungesetzlichem 
Verlassen der DDR" stützt sich vor allem auf Befragungen der Antragsteller und Ver­
höre von verhafteten "Republikflüchtigen". Als wichtigstes Motiv wird in diesem Do­
kument die "Unzufriedenheit mit der Versorgungslage" in der DDR angegeben. Als 
weitere Gründe für das angestrebte Verlassen der DDR werden angegeben: 
(MITTER/WOLLER 1990, S. 142) 

"Verärgerung über unzureichende Dienstleistungen" 
"Unverständnis für Mängel in der medizinischen Betreuung" 
"eingeschränkte Reisemöglichkeiten innerhalb der DDR und nach dem 
Ausland" 
"unbefriedigende Arbeitsbedingungen und Diskontinuitäten im Arbeitsprozeß" 
"Unzulänglichkeiten/Inkonsequenz bei der Anwendung/Durchsetzung des 
Leistungsprinzips sowie Unzufriedenheit über die Entwicklung der Löhne und 
Gehälter" 
"Verärgerung über bürokratisches Verhalten von Leitern und Mitarbeitern 
staatlicher Organe, Betriebe und Einrichtungen sowie über Herzlosigkeit im 
Umgang mit Bürgern" 
"Unverständnis über die Medienpolitik der DDR" 

In dieser Analyse tauchen im Grunde dieselben Motive auf, wie in den Befragun­
gen von Übersiedlern in der Bundesrepublik, wenn auch in anderer begrifflicher Form. 
Auffallend ist jedoch zum einen, daß ökonomische Motive hier an erster Stelle stehen 
und zum anderen daß eine explizit begründete Ablehnung des politischen Systems in 
der DDR hier nicht auftaucht. Die zweite Tatsache erklärt sich sowohl durch die Situa­
tion der "Befragung" wie auch durch die gedankliche Filterung bzw. Verbiegung durch 
die MfS-Analytiker. Sowohl bei der Antragstellung auf ständige Ausreise aus der DDR 
wie auch bei einem Verhör nach einem mißglückten Fluchtversuch war es für die Be-
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fragten gefährlich, eine politisch begründete Ablehnung des DDR-Systems zu formulie­
ren. Entsprechende Paragraphen des Strafgesetzbuches der DDR ermöglichten es, be­
stimmte Äußerungen in "staatsfeindliche Hetze" oder "Verunglimpfung der DDR" um­
zubiegen und daraus entsprechende Strafen abzuleiten. Es kann unterstellt werden, daß 
dies den meisten Antragstellern auf Ausreise bekannt war. 

Das starke Gewicht ökonomischer Motive in der MfS-Analyse läßt sich zum einen 
auch in ähnlicher Richtung interpretieren, denn die Nennung ökonomischer Motive war 
für die Befragten strafrechtlich unverfänglich. Es fragt sich allerdings, ob das Dominie­
ren ökonomischer Motive in der MfS-Analyse nur damit zu erklären ist. In diesem Zu­
sammenhang muß daran erinnert werden, daß die Antworten von DDR-Übersiedlern bei 
Befragungen in der Bundesrepublik zu einem gewissen Teil auch durch Zweckmäßig-
keitsüberlegungen beeinflußt sein könnten. Für politisch Verfolgte sahen die rechtlichen 
Regelungen in der Bundesrepublik besondere Formen der Unterstützung vor, während 
"Wirtschaftsflüchtlinge" nicht so günstig eingestuft wurden. 

Das Verhältnis von ökonomischen und nichtökonomischen Motiven ist letztlich aus 
Befragungsergebnissen nicht gültig zu bestimmen. Es lohnt sich aber in diesem Zu­
sammenhang einige Fakten zur Größe der Kluft im Lebensstandard zwischen beiden 
deutschen Staaten anzuführen. 

Die ökonomische Ausgangssituation war für die heutige DDR schwieriger als für 
die Bundesrepublik. In Mitteldeutschland war ein großer Teil der unmittelbar vor dem 
II. Weltkrieg entstandenen Industrie für Rüstungszwecke errichtet worden. Große Teile 
Mitteldeutschlands hatten vor dem Krieg zu den ökonomisch rückständigen Gebieten 
Deutschlands gehört. Die Kriegsschäden bei den Produktionsmitteln (nicht bei 
Wohnungen) waren hier höher als in Westdeutschland. Während die Bundesrepublik 
durch den Marshall-Plan gefördert wurde, trug die Sowjetische Besatzungszone/DDR 
bis 1953 die Hauptlast der Reparationen. Die Trennung arbeitsteiliger Beziehungen mit 
Westdeutschland und Westeuropa brachte der Wirtschaft der DDR größere Nachteile 
als der anderen Seite. All das erklärt zu einem Teil die Entstehung und Vertiefung eines 
Unterschiedes im Lebensniveau und in der Lebensqualität zwischen beiden deutschen 
Staaten. Zu einem anderen Teil ist das Weiterbestehen und die teilweise Vergrößerung 
des ökonomischen Rückstandes der DDR gegenüber der Bundesrepublik nur durch das 
Scheitern der Zentralplanwirtschaft in der DDR zu erklären. 

Der allgemeine ökonomische Rückstand der DDR drückte sich folgerichtig auch im 
Verhältnis des Lebensstandards zwischen beiden deutschen Staaten aus. Berechnungen 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) kamen Mitte der 80er Jahre bei 
gekreuztem Warenkorb zu einer Kaufkraft der DDR-Mark von 107 Prozent der D-
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Mark.(MELZER/VORTMANN, 1986)12 Auf dieser Grundlage würden Arbeiterhaus­
halte der DDR einen Rückstand im Realeinkommen von 50 Prozent gegenüber der 
Bundesrepublik haben. (ZAHLENSPIEGEL, 1988, S. 76) Indikator für die großen 
Unterschiede im Lebensstandard zwischen beiden deutschen Staaten ist auch die zum 
Kauf verschiedener Güter erforderliche Arbeitszeit eines Arbeitsnehmers. (Ebenda) 

Geht man vom durchschnittlichen Stundenlohn aus, mußte ein Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik 1985 für einen Waschvollautomaten 59 Stunden arbeiten, in der DDR 
491 Stunden. Für einen PKW arbeitet ein Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 694 
Stunden, in der DDR 4375 Stunden. Für die Miete einer vergleichbaren Wohnung muß 
in der Bundesrepublik 26 1/2 Stunden, in der DDR jedoch nur 13 1/2 Stunden gearbeitet 

Abb. 4: Arbeitszeit eines durchschnittlichen Arbeitnehmers in der DDR, 
die zum Erwerb von Industriewaren notwendig ist, im Verhältnis 
zur Arbeitszeit eines bundesdeutschen Arbeitsnehmers, 1985 
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errechnet aus: ZAHLENSPIEGEL, 1988, S. 77 

werden. 
Wissenschaftliche Vergleiche eines "durchschnittlichen" Lebensniveaus beider 

deutscher Staaten sind methodisch äußerst problematisch. Vieles qualitativ Ungleiche 
muß dabei gegenüber gestellt und verglichen werden. Zum Verständnis des ökonomi­
schen Motivs für die Übersiedlung in die Bundesrepublik müsste man eher auf die 
Unterschiede im Lebensniveau, in der Lebensqualität, einzelner sozialer Schichten und 
Gruppen eingehen. Dabei ist ohne große Berechnungen klar, daß 1950 wie 1990 für 
12 Diese Schätzungen des DIW können als der für die DDR denkbar günstigste Fall angese­

hen werden. Sie berücksichtigen nicht die Knappheit von Gütern, die in den Warenkorb 
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einzelne soziale Gruppen in der DDR die Übersiedlung in die Bundesrepublik die 
Chance für ein erhebliche Verbesserung im materiellen Lebensniveau bringen konnte -
wenn auch mit einigen Risiken. 

Diese Aussicht ist durch die staatliche Unterstützung von DDR-Übersiedlern in der 
Bundesrepublik13 in vielen Fällen erheblich erhöht worden. Die gesetzlichen Grund­
lagen dafür - u.a. Lastenausgleichsgesetz, Bundesentschädigungsgesetz, Flüchüings-
hilfegesetz - sind in der Zeit des Kalten Krieges entstanden. Sicher sind diese Gesetze 
nicht vordergründig oder ausschließlich in der Intention verabschiedet worden, Über­
siedler aus der DDR anzulocken. Objektiv haben diese Gesetze jedoch die ökonomische 
Motivation verstärkt - wenn auch sicher nicht für alle Übersiedler. Mit den Begriffen 
der Migrationsforschung gesprochen: sie haben wie ein "Pull"-Faktor gewirkt. 

4. Die Krise der DDR 1989 und die Rolle der Übersiedlung 
Im Verlauf des Jahres 1989 entstand für die Übersiedlerbewegung zwischen beiden 

deutschen Staaten eine völlig neue Situation. Nach Pressemeldungen waren zunächst 
bis Ende Juli über 46 000 Menschen legal in die Bundesrepublik ausgereist - offenbar 
eine Fortsetzung der Strategie der DDR-Führung zum Abbau der Ausreiseanträge. 

Der Abriß der Grenzsicherungsanlagen an der ungarisch-österreichischen Grenze, 
Anfang Mai, war das Startsignal für jenen Prozeß, der schließlich zur völligen Öffnung 
der Staatsgrenze zur Bundesrepublik Deutschland in der Nacht vom 9. zum 10. Novem­
ber 1989 führte. Der Zeitpunkt für diese Maßnahme Ungarns, die als symbolischer 
Abriß des "Eisernen Vorhangs" dargestellt wurde, hätte zu keinem Monat des Jahres 
eine größere Wirkung auf die DDR haben können, als unmittelbar vor Einsetzen der 
sommerlichen Welle von mehreren hunderttausend DDR-Touristen. Nach inoffiziellen 
Angaben gelangten bis zum 10. August ca. 1600 DDR-Bürger über die "grüne Grenze" 
nach Österreich. 

einbezogen wurden und offenbar teilweise auch nicht die erheblichen Qualitätsunter­
schiede. 

13 Das betraf/betrifft u.a. Einrichtungshilfen zur Beschaffung von Hausrat, Beihilfen zum 
Lebensunterhalt, Aufbaudarlehen zur Schaffung oder Sicherung einer "selbständigen 
Existenz" und für den Wohnungsbau, Eingliederungshilfen in die Landwirtschaft und 
andere Vergünstigungen. Von Februar 1954 bis Ende 1964 wurden aus Bundeshaus­
haltsmitteln allein 5.6 Milliarden DM als Darlehen für die Wohnraumversorgung von 
DDR-Übersiedlern gestellt. (FLUCHT, 1965, S. 16) 
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Seit Ende Juli hielten sich insgesamt ca. 250 DDR-Bürger in den diplomatischen 
Vertretungen der Bundesrepublik in Ost-Berlin, Budapest und Prag auf, um ihre Weiter­
reise in die Bundesrepublik zu erzwingen. Bereits 1984 und 1985 hatten mehrere 
Dutzend Bürger auf diesem Wege eine Ausreise aus der DDR erreicht. Danach waren 
jedoch auf Druck der DDR in den westlichen Botschaften und der bundesdeutschen 
Vertretung Vorkehrungen getroffen worden, die diese Möglichkeit der Ausreise weit­
gehend ausschlossen. 

Nachdem Ungarn seit Anfang August den DDR-Bürgern, die in die Bundesrepublik 
ausreisen wollten, Asyl gewährte, sammelten sich mehrere tausend DDR-Bürger in 
ungarischen Auffanglagern. In Bayern wurde bereits mit dem Aufbau von Zeltstädten 
für die aus Ungarn erwarteten DDR-Bürger begonnen. Versuche der DDR-Führung, 
durch Verhandlungen zwischen DDR-Außenminister Oskar Fischer und dem ungari­
schen Außenminster Gyula Horn, eine Weiterreise der DDR-Bürger in den Westen zu 
verhindern, scheiterten. 

Ab dem 11. September öffnete Ungarn für DDR-Bürger die Grenze nach Österreich 
völlig. Die ungarische Regierung setzte damit ein "Reiseabkommen" mit der DDR 
außer Kraft, das untersagte, Bürger des jeweils anderen Staates in den Westen 
Weiterreisen zu lassen. Dieses Abkommen war in den 60er Jahren abgeschlossen 
worden und hatte zu dieser Zeit auch für Ungarn eine Bedeutung gehabt. Mit der 
Gewährung der Reisefreiheit für ungarische Staatsbürger in den 70er Jahren hatte es aus 
ungarischer Sicht jedoch diese Bedeutung verloren. Ungarn war zu diesem- Zeitpunkt 
nur zu einer Regelung bereit, die im Einklang mit seinen "Verpflichtungen ... 
hinsichtlich der internationalen Menschenrechte und seiner humanitären politischen 
Praxis steht." (Gyula Horn, CHRONIK, 1990, S. 3) Mit der Öffnung der ungarischen 
Westgrenze für DDR-Bürger war - im übertragenen Sinne - ein relativ großes "Loch" in 
der Mauer entstanden. Allein bis Ende September gelangten auf diesem Wege mehr als 
25 000 DDR-Bürger über Österreich in die Bundesrepublik Deutschland. 

Die DDR-Führung versuchte zunächst nur halbherzig, durch Einschränkungen des 
Reiseverkehrs nach Ungarn das Problem zu lösen. Noch am 24. August hatte das DDR-
Außenministerium Berichte der Tageszeitung "Die Welt" dementiert, die Reise­
beschränkungen ab Anfang September vorhersagten. Im September wurden von DDR-
Behörden Reisedokumente für eine Reise nach Ungarn in einigen Fällen verweigert, in 
anderen Fällen jedoch ausgegeben. 

Diese Vorgehensweise zeigte für viele DDR-Bürger die tiefe Verunsicherung der 
SED-Führung und ihre Unfähigkeit, auf die Lage zu reagieren. Der innenpolitische 

20 



Druck auf die SED-Führung verstärkte sich im September 1989 beträchtlich. Am 4. 
September demonstrierten mehrere Hundert Menschen vor der Nikolai-Kirche in Leip­
zig für mehr Reisefreiheit. Neben der Losung "Wir wollen raus!" wurde in Leipzig auch 
eine andere Strömung mit der Losung "Wir bleiben hier!" sichtbar. Die Montags-
Demonstration in Leipzig wurde in den nächsten Wochen mit wachsender Beteiligung 
fortgesetzt. Am 11. September wurde das Neue Forum, die erste in der ganzen DDR 
wirkende Oppositionsgruppe, gegründet, einen Tag später gründete sich die Bürger­
bewegung Demokratie Jetzt. Am Montag den 25. September demonstrieren rund 8 000 
Menschen in Leipzig für Meinungs- und Versammlungsfreiheit und die Zulassung des 
Neuen Forums, eine Woche später waren es bereits 25 000 Menschen, zwei Wochen 
später 70 000 Menschen, drei Wochen später 120 000, am 23. Oktober schließlich 
300 000 Menschen. 

Im September und Oktober 1989 fand in der DDR eine gewaltige politische Mobi­
lisierung gegen das Honecker-Regime statt. Ein wichtiges Moment dieses Prozesses 
bestand darin, daß bis dahin nur im privaten Kreis geäußerte Ablehnungen jetzt von 
immer mehr Menschen auch öffentlich kundgetan wurden. Die Spaltung von "privater" 
und "öffentlicher" Meinung war ein fester Bestandteil des politischen Systems in der 
DDR gewesen, wie auch in vielen ähnlich strukturierten Systemen. KURAN (1989) 
analysiert den Übergang von der privaten zur öffentlichen Meinungsäußerung im 
Zusammenhang mit unerwarteten politischen Revolutionen auf der Ebene des individu­
ellen Verhaltens in einer allgemeinen Form. Für die politikwissenschaftliche Analyse 
der Herbstrevolution in der DDR bietet der Ansatz von Kuran zahlreiche Anregungen. 
Eine solche Analyse des gesamten Prozesses kann jedoch an dieser Stelle nicht unter­
nommen werden. 

Das Problem des "ungarischen Lochs" in der Mauer und der Besetzungen der bun­
desdeutschen Botschaften beherrschte die in der DDR wirksamen Medien der Bundes­
republik im September/Oktober zunehmend. Auf der einen Seite wurde damit für immer 
mehr DDR-Bürger deutlich, daß eine große Zahl von Mitbürgern das gesellschaftliche 
System ablehnt. Mit der wachsenden Beteiligung an der Leipziger Montags-Demon­
strationen stieg das Selbstbewußtsein jener, die ihre bisher nur privat geäußerte Ableh­
nung jetzt auch öffentlich ausdrückten. Auf der anderen Seite wurde dieses Selbstbe­
wußtsein auch durch die öffentlich sichtbare Unfähigkeit der Staatsmacht gestärkt, auf 
die Probleme adäquat oder zumindest besonnen zu reagieren. 

Die taktische Handlungsunfähigkeit der Herrschenden in der DDR wurde beson­
ders im Zusammenhang mit den Massenausreisen von DDR-Bürgern aus den bundes­
deutschen Botschaften in Prag und Warschau deutlich. Nachdem einigen Bürgern von 
den DDR-Behörden die Reisedokumente für Ungarn verweigert wurden, nutzten viele 
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den visafreien Reiseverkehr mit der CSSR, um eine Weiterreise in den Westen von dort 
zu versuchen. Ende September warteten 3 000 DDR-Bürger in der bundesdeutschen 
Botschaft auf eine Lösung ihres Problems. Am 1. Oktober trafen ca. 6 000 Menschen 
aus Prag in der Bundesrepublik ein, nachdem Bundesaußenminister Genscher durch 
Verhandlungen mit der DDR-Führung eine Regelung gefunden hatte. Die DDR-
Regierung setzte zu dieser Zeit offenbar darauf, daß ähnlich wie bei den Botschafts­
besetzungen 1984/85 die Bundesrepublik als Gegenleistung für die einmaligen Geneh­
migung Vorkehrungen treffen würde, die eine Wiederholung verhindern könnten. 
Innerhalb von drei Tagen waren jedoch erneut mehr als 7 000 DDR-Bürger in und vor 
der bundesdeutschen Botschaft in Prag zusammengekommen. Am 3. Oktober geneh­
migte die DDR-Führung erneut die Ausreise der Botschaftsbesetzer in Prag, setzte 
jedoch gleichzeitig den visafreien Reiseverkehr mit der CSSR aus. Dies war zu diesem 
Zeitpunkt der einzig mögliche Weg um eine erneute Wiederholung zu verhindern. 
Zugleich mußte dieser Schritt jedoch den innenpolitischen Druck in der DDR erheblich 
verstärken.14 Die DDR-Führung hatte auf eine Durchfahrt der Züge aus Prag durch die 
DDR bestanden. Um den Bahnhof Dresden kam es zu gewalttätigen Auseinander­
setzungen zwischen ca. 3 000 Ausreisewilligen, die auf die Züge aufspringen wollten, 
und DDR-Sicherheitskräften. Deutlicher konnte die taktische Handlungsunfähigkeit der 
SED-Spitze nicht demonstriert werden. 

Die großen Demonstrationen in Leipzig und die Ereignisse um den 7. Oktober 
führten schließlich am 18. Oktober zur Ablösung Erich Honeckers durch Egon Krenz. 
Der Autoritäts- und Machtverlust der SED-Führung war jedoch zu diesem Zeitpunkt 
bereits zu groß, um den Prozeß mit Reformen und Zugeständnissen an die Bevölkerung 
zu stoppen. Ende Oktober warteten erneut 4 500 DDR-Bürger in der bundesdeutschen 
Botschaft in Prag auf eine Weiterreise. Am 1. November wurde die DDR-Grenze zur 
CSSR wieder geöffnet. Die CSSR öffnete ihrerseits für DDR-Bürger die Grenze zur 
Bundesrepublik Deutschland. Damit setzte ein Strom von täglich mehreren tausend 
Übersiedlern ein. (Vgl. Abb. 5) 

14 Hoimar von Ditfurth verwendet in seinem Buch "So laßt uns denn ein Apfelbäumchen 
pflanzen" das Bild einer Fliege, die mit einem Bein auf einen klebrigen Fliegenfänger-
Streifen gekommen ist. Mit jedem Befreiungsversuch klebt die Fliege nur noch fester: das 
"Fliegenfänger-Syndrom". (Ditfurth 1988, S. 140 f) 
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Im Zuge des Bemühens um Vertrauen bei der eigenen Bevölkerung öffnete die 
"neue" DDR-Führung am 9. November schließlich die Grenzen zur Bundesrepublik 
völlig. Danach wurden in kurzer Zeit zahlreiche neue Grenzübergänge geschaffen. Die 
Öffnung der DDR-Grenzen zur Bundesrepublik war zu diesem Zeitpunkt offenbar mehr 
durch einen Zufall zustande gekommen. Sie wäre jedoch wahrscheinlich kaum aufzu­
halten gewesen. Bereits an den Tagen vor dem 9. November waren täglich mehr als 
8 (XX) Menschen über die CSSR in die Bundesrepublik ausgereist. 

Mit dem 9. November wurde eine Reise in die Bundesrepublik, aber auch eine 
Übersiedlung, so einfach, wie vor den Erschwernissen im innerdeutschen Reiseverkehr 
im Februar 1953. In der ersten Woche nach Öffnung der Grenze verließen täglich im 

Abb. 5: Tägliche Übersiedlung November 1989 
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Durchschnitt 8 (XX) Menschen die DDR. In der zweiten Hälfte des November waren es 
mit Schwankungen durchschnittlich 3 000 Übersiedler. Im Dezember verließen 43 221 
Menschen die DDR, im Januar 1990 folgten 58 043. Insgesamt erreichte die 
Übersiedlung in die Bundesrepublik im Jahre 1989 den höchsten Wert in 40 Jahren 
DDR-Geschichte: 343 854 Menschen. Bis Mitte März 1990 blieben die Übersiedler-
Zahlen zumeist über 10 000 pro Woche. (Vgl. Abb. 6) 

Die Öffnung der Grenze zur Bundesrepublik und die eingeleiteten politischen 
Reformen haben also nicht, wie von der SED-Führung erwartet, zu einem Rückgang der 
Übersiedlung geführt. Mit der "Wende" in der DDR und den zum größten Teil unum­
kehrbaren Fortschritten bei der Demokratisierung des Landes sind viele der nicht-
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ökonomischen Motive für eine Übersiedlung in die Bundesrepublik Deutschland weg­
gefallen. Die Angst vor weiteren Einschränkungen der Reisefreiheit, die in den 50er 
Jahren in bestimmten Phasen die Übersiedlung weiter angetrieben hat, dürfte nach dem 
9. November keine bedeutende Rolle mehr gespielt haben. Für einen großen Teil der 
Bevölkerung blieb nach wie vor das ökonomische Motiv für eine Übersiedlung beste­
hen. Bereits von den im Sommer 1989 befragten Übersiedlern hätten 43 Prozent auch 
bei völliger Reisefreiheit einen Ausreiseantrag gestellt, nur 20 Prozent wären bei 
garantierter Reisefreiheit in der DDR geblieben.(HILMER/KÖHLER, 1989, S.1386) 
Nur 15 Prozent der befragten Übersiedler hätten durch eine Reform oder 
Liberalisierung der DDR nach dem Vorbild Polens oder der UdSSR zum Bleiben 

Abb. 6: Wöchentliche Übersiedlung 1989/90 
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bewegt werden können. 
Bei einer kontinuierlichen Befragung von Übersiedlern in der Zentralen Aufnahme­

stelle Gießen und in den Außenstellen Schöppingen ermittelten VOIGT/B ELITZ­
DEMI RTTZ/MECK (1990) Veränderungen in der Motivation der Übersiedler nach der 
Grenzöffnung. Sie bildeten dabei drei Phasen: vor der Grenzöffnung (10.10-8.11.89), 1. 
Phase nach der Grenzöffnung (9.11.-30.11.89) und 2. Phase nach der Grenzöffnung 
(14.12.89-31.1.90). 
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Tab. 4: Motive für die Übersiedlung 1989/90 
(ges. 2582 Befragte) 

vor der 1. Phase 2. Phase 
Grenzöffnung danach danach 

politische Bedingungen 97,1 86,7 93,3 
niedriger Lebensstandard 78,2 82,4 88 persönliche Unfreiheit 97,6 97,7 85,8 
schlechte Arbeitsbedingungen 53,6 58,6 72 
Freunde, Verwandte sind im Westen 66,4 63,7 58,9 
Quelle: VOIGT/B ELITZ-DEMIRITZ/MECK, 1990, S. 742 

In den Antworten der befragten Übersiedler wurde auch in spezifischer Weise die 
Richtung und die Dynamik des Prozesses deutlich. Bei einer Befragung Ende 
Januar/Anfang Februar 1990 sahen 83,9 Prozent der Übersiedler die Zukunft Deutsch­
lands als vereintes Deutschland. 

Im Gesundheitswesen und in vielen Bereichen der Volkswirtschaft der DDR war 
durch die -anhaltend hohe Übersiedlung bereits Anfang 1990 eine Situation entstanden, 
die sich nicht längere Zeit aufrecht erhalten ließ. Eine Fortsetzung der Übersiedlung auf 
dem hohen Niveau von Januar und Februar hätte für 1990 eine Übersiedlung von ca. 
720 000 Menschen bedeutet. Sie mußte bereits nach einigen Monaten zu einem akuten 
Notstand führen. Das war spätestens Anfang Februar auch der Regierung Modrow klar 
geworden, als sie ihren Weg zur deutschen Einheit offerierte. 

Damit war quasi DDR-offiziell bestätigt, was für viele Menschen bereits seit 1961 
offenkundig war: die Lebensfähigkeit der DDR als zweiter, sozialistischer deutscher 
Staat neben der Bundesrepublik konnte in den letzten 30 Jahren nur durch die Existenz 
der Mauer ermöglicht werden. Die Mauer war jedoch von ihrer Errichtung bis zu ihrem 
Abriß keine ausschließlich DDR-eigene Einrichtung. Sie brauchte zu ihrer Abstützung 
die Blocksolidarität der anderen sozialistischen Staaten, z.B. in Form der mit den ande­
ren RGW-Ländern geschlossenen "Reiseabkommen". Reform und Wandel in anderen 
osteuropäischen Staaten und die Schwächung von Interessenkongruenz und Homoge­
nität im RGW mußte unter den Bedingungen der fortgesetzten Systemkonkurrenz und 
Entspannung über kurz oder lang auch das DDR-System an seiner schwächsten Stelle 
treffen. 
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